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Gerd Pohl / Klaus Wicher
Vorwort

Hamburg ist eine faszinierende Stadt. Allerdings gibt es Ɵ efe soziale 
Spaltungen in den StadƩ eilen und QuarƟ eren, bei Einkommen und 
Vermögen, im Arbeitsmarkt und im Gesundheitswesen, in den Be-
reichen des Wohnens und der Bildungschancen, in der Pfl ege, zwi-
schen den Geschlechtern, bei der Ernährung und im Bereich der Mig-
raƟ on, innerhalb der GeneraƟ onen und zwischen sozialen Schichten 
und Klassen. Die Entwicklung Hamburgs und seiner QuarƟ ere fi ndet 
unter den Bedingungen sozialer Spaltungen staƩ . Mehr soziale Ge-
rechƟ gkeit, zivilgesellschaŌ liches Engagement und poliƟ sche Regu-
lierungen sind für eine soziale Stadtentwicklung notwendig.

Seit Jahrhunderten ist Hamburg eine reiche Stadt. Die Polari-
sierung von Einkommen und Vermögen hat Folgen für die sozial-
räumliche Struktur Hamburgs. Einkommensarme Haushalte sind auf 
bezahlbaren Wohnraum angewiesen. Reiche Haushalte hingegen 
können sich ein komfortables bzw. luxuriöses Wohnen leisten. Der 
Sozialmonitoring-Bericht 2012 über soziale Problemlagen in Ham-
burger QuarƟ eren zeigt eine kleinräumliche Diff erenzierung. Danach 
gibt es zahlreiche WohnquarƟ ere mit sozialer Benachteiligung und 
Armut in Hamburg: In 145 Stadtbereichen fi ndet man eine beson-
dere Anhäufung von sozialen Problemlagen. Die SituaƟ on hat sich in 
31 Stadtbereichen weiter verschlechtert. Soziale Spaltungen haben 
negaƟ ve Folgen für die soziale IntegraƟ on und den gesellschaŌ lichen 
Zusammenhalt. Sie führen vor allem zur Entsolidarisierung und teil-
weise zur AbschoƩ ung von QuarƟ eren.

Die Stadt driŌ et auseinander: Die KluŌ  zwischen Reich und Arm 
ist größer geworden. Hamburg hat mit 12,2% den höchsten Anteil 
von einkommensreichen Bürgern aller Bundesländer. In Hamburg 
gibt es die meisten Vermögensmillionäre in Deutschland. Darüber 
hinaus gibt es in der Hansestadt viele Superreiche, deren Finanzver-
mögen mehr als 200 Millionen Euro beträgt. Die soziale Polarisierung 
zwischen reichen und armen Hamburger Bürgern ist die höchste al-
ler Bundesländer.
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Nach Angaben von Sozial- und Wohlfahrtsverbänden leben in 
Hamburg etwa 300.000 Menschen in Armut. Zu den Ursachen ge-
hören zu geringe Einkommen aufgrund von Arbeitslosigkeit, pre-
kärer BeschäŌ igung oder unzureichender Grundsicherung. Armut ist 
häufi g Familienarmut: Betroff en sind vor allem Alleinstehende so-
wie Familien mit drei und mehr Kindern. Die Kinderarmut in Ham-
burg ist ein Skandal. Besondere Armutsprobleme haben auch viele 
Menschen mit MigraƟ onshintergrund sowie Asylbewerber. Auch 
sind immer mehr Haushalte auf regelmäßige NahrungsmiƩ elhilfe 
durch die Tafeln und andere soziale Einrichtungen angewiesen. Ar-
mut beinhaltet nicht nur materielle Notlagen, sondern auch soziale 
Ausgrenzung. Eine gezielte und wirksame Armutsbekämpfung ist in 
Hamburg nicht sichtbar.

Demokra  sierung und Lobbyismus
Die poliƟ sche RepräsentaƟ on beruht heute auf demokraƟ scher Legi-
Ɵ maƟ on. Inzwischen gibt es zahlreiche Verfahren der Stadtentwick-
lung, die zusätzlich eine punktuelle oder dauerhaŌ e Bürgerbeteiligung 
ermöglichen: Bürgerentscheide, Bürgerforen, MediaƟ onsverfahren, 
StadƩ eilräte, BürgeriniƟ aƟ ven, Bürgerversammlungen, Stadtwerk-
stäƩ en, Seniorenbeiräte, ZukunŌ skonferenzen usw. Hinzu kommen 
neuarƟ ge Formen der Bürgerbeteiligung, die sich mithilfe von Net-
zen organisieren. Sie nutzen modernen KommunikaƟ onsformen, 
erheben den Anspruch auf eine demokraƟ sche Beteiligung und or-
ganisieren AkƟ onen, wie zum Beispiel das alternaƟ ve Recht-auf-
Stadt-Netzwerk. In einigen Stadtvierteln wie beispielsweise Sankt 
Pauli, Wilhelmsburg und Sankt Georg hat sich eine alternaƟ ve Pro-
testkultur etabliert, die anknüpŌ  an die lange TradiƟ on des anderen, 
widerständigen Hamburg. Das zunehmende stadtpoliƟ sche Engage-
ment von GewerkschaŌ en, Sozial- und Wohlfahrtsverbänden, aus 
Kirchen, Kultur und WissenschaŌ  ist ein wichƟ ger Beitrag zu einer 
sozialen Stadtentwicklung und zur weiteren DemokraƟ sierung.

Bis zur AuĬ ebung des Klassenwahlrechts vor fast 100 Jahren 
stellte die hanseaƟ sche Oberschicht die Senatoren und Bürgermeis-
ter der Stadt. Auch heute noch übt sie über ihre Lobby und ihre Ver-
mögen einen maßgeblichen Einfl uss auf die Stadtentwicklung aus. 
Mit der Einführung des allgemeinen Wahlrechts im Jahr 1919 haben 
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sich in Hamburg auch die Machtstrukturen verändert. Grundlegende 
Konfl ikte mit der Oberschicht sind aber weiterhin ein poliƟ scher Ta-
bubereich. Zentrale stadtpoliƟ sche Entscheidungen werden noch 
immer durch die Hamburger Oberschicht, von Konzernen und von 
führenden Repräsentanten der WirtschaŌ slobby, Verwaltung und 
InteressenpoliƟ k in kleinen Interessen-Netzwerken maßgeblich be-
einfl usst. Auch ergibt sich häufi g auf den verschiedenen Ebenen der 
stadtpoliƟ schen Entscheidungen, in den Bezirken und im Senat eine 
Tendenz zur »investorenorienƟ erten DemokraƟ e«.

Dazu kann poliƟ sche Druckausübung nicht unwesentlich beitra-
gen. Das Instrumentarium dafür ist groß: Es reicht von der Verlage-
rung von InvesƟ Ɵ onen und Firmensitzen in andere Bundesländer 
bis hin zur Steuerfl ucht ins Ausland. Die poliƟ sche Regulierung der 
Stadtentwicklung geschieht aber überwiegend kooperaƟ v. Ein aktu-
elles Beispiel ist die Entwicklung der HafenCity: Ein Interessen-Netz-
werk von PoliƟ k, Verwaltung und Investoren sowie der Hafenlobby 
hat wesentliche Entscheidungen getroff en, die zu dieser Entwicklung 
geführt haben. Dabei haben sich fi nanzielle Interessen der Stadt mit 
den Interessen von Investoren und RepräsentaƟ onsbedürfnissen 
für das Spiel in der globalen Handelsliga miteinander verbunden. 
Die soziale Entwicklung der HafenCity, ihre Durchmischung mit un-
terschiedlichen sozialen und kulturellen Milieus blieb dabei weitge-
hend auf der Strecke.

Unterschiedliche stadtpoliƟ sche Interessen werden in Konfl ikt- 
und Entscheidungsprozessen ausgetragen. Viele Beteiligungsformen 
erweisen sich jedoch nur als Schein-ParƟ zipaƟ on, die hauptsächlich 
der Akzeptanzbeschaff ung dient. Die weitere DemokraƟ sierung ist 
eine notwendige Voraussetzung für eine soziale Stadtentwicklung, 
die vor allem die Interessen der Mehrheit der Bürger berücksichƟ gt. 
Deshalb kann das Hamburgische Transparenzgesetz zur weiteren 
stadtpoliƟ schen DemokraƟ sierung beitragen. Allerdings dürŌ e da-
mit die informelle Einfl ussnahme der WirtschaŌ slobby und der Ham-
burger Oberschicht nicht erfasst werden. Das Netzwerk ihrer Akteure 
ist komplex: Es reicht von Arbeitgeber- und WirtschaŌ sverbänden, 
der Handelskammer, speziellen SƟ Ō ungen, LobbyorganisaƟ onen, 
Clubs (z.B. Übersee-Club e.V., Anglo-German Club e.V.), poliƟ schen 
Veranstaltungen, Finanzierung und Unterstützung poliƟ scher Kam-
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pagnen, dem Medieneinfl uss, Spenden, Wechsel von WirtschaŌ slob-
byisten in hohe poliƟ sche Ämter bis hin zum Wechsel von Spitzenpo-
liƟ kern in Vorstands- bzw. BeraterposiƟ onen von Konzernen. Die sich 
an den Zielen der sozialen GerechƟ gkeit, Armutsbekämpfung oder 
Chancengleichheit orienƟ erenden Sozial- und Wohlfahrtsverbände 
haben es hingegen ungleich schwerer, ein entsprechendes Gegen-
gewicht herstellen zu können. Teilweise haben sie nur geringe Mit-
gliedsbeiträge, ein geringes SpendenauŅ ommen und sind vor allem 
auf ehrenamtliches Engagement angewiesen. Staatliche Unterstüt-
zungen, die einen gewissen Ausgleich herstellen könnten, werden 
gekürzt bzw. gestrichen.

Mit der Volksgesetzgebung wurden neue Instrument der direkten 
DemokraƟ e in Hamburg eingeführt. Diese Ergänzung des Parlamen-
tarismus, der repräsentaƟ ven DemokraƟ e ermöglicht mehr Einfl uss-
nahme der Bevölkerung auf poliƟ sche Entscheidungen. Besonders 
die VolksiniƟ aƟ ven, die – wenn sie erfolgreich sind – zu Volksbegeh-
ren bzw. Volksentscheiden führen können, sind ein wichƟ ger Bei-
trag der DemokraƟ sierung. Neben den posiƟ ven Erfahrungen haben 
sich auch problemaƟ sche Entwicklungen gezeigt, wie der Verkauf 
des Landesbetriebs Krankenhäuser durch den damaligen Senat trotz 
eines gegenteiligen Votums des Volksbegehrens. Auch können Kam-
pagnen zur Gegenreform erfolgreich sein, wenn es gelingt, SƟ mmun-
gen zu mobilisieren, viel Geld zur Finanzierung und medienwirksame 
Unterstützung einzusetzen. Dies zeigt das Beispiel der Schulreform. 
In anderen Fällen – wie zum Beispiel dem Hamburgischen Transpa-
renzgesetz – ergab sich aufgrund des öff entlichen Drucks ein brei-
ter poliƟ scher Kompromiss. Trotz manipulaƟ ver Risiken ist eine wei-
tere Ausgestaltung der direkten DemokraƟ e und ihrer Instrumente 
auf Bezirks-, Landes- und Bundesebene eine wichƟ ge poliƟ sche Her-
ausforderung. Die vielfälƟ gen und teilweise neuen Formen der Par-
Ɵ zipaƟ on sind Bestandteile eines historischen DemokraƟ sierungs-
prozesses. Dies ist auch ein Schlüssel zur weiteren Eindämmung der 
Einfl ussnahme des großen Geldes und der WirtschaŌ slobby und zu 
einer sozialeren Stadteinwicklung.
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Zukun   sozial gestalten
Die Handelskammer Hamburg hat eine Prognose für die Entwicklung 
der Stadt bis zum Jahr 2030 erstellt und dazu einen umfangreichen 
Maßnahmenkatalog entwickelt. Im MiƩ elpunkt stehen die Inter-
essen der Hamburger WirtschaŌ slobby. Soziale Spaltungen, insbe-
sondere zwischen Arm und Reich, sind dort kein relevantes stadt-
poliƟ sches Thema. Es wird der Anschein erweckt, es handele sich 
um Forderungen, die in erster Linie vom Gemeinwohlinteresse be-
sƟ mmt sind.

In seinem Vortrag »Hamburg – Eine dynamische Stadt wandelt 
sich« vor dem Übersee Club präsenƟ erte der Erste Bürgermeister 
Olaf Scholz seine Visionen für Hamburg bis zum Jahr 2020. Dort pro-
gnosƟ zierte er eine Bevölkerungszunahme auf mehr als zwei Millio-
nen Bürgerinnen und Bürger im Jahr 2020 und Chancen auf mehr 
Lebensqualität: 100.000 zusätzliche sozialversicherungspfl ichƟ ge Ar-
beitsplätze, 100.000 Wohnungen mehr, 2.000 zusätzliche Erzieher-
Innen und 800 LehrerInnen sowie 10.000 zusätzliche Studierende 
werden erwartet. Finanziert werden soll diese posiƟ ve Entwicklung 
durch steuerliche Mehreinnahmen von rund 500 Millionen Euro. So-
ziale Gegenwarts- und ZukunŌ sprobleme Hamburgs wurden in die-
ser opƟ misƟ schen Vision ausgespart.

Für die zukünŌ ige Entwicklung Hamburgs sind verschiedene Sze-
narien denkbar und gestaltbar. Wird in der Hansestadt nicht mehr so-
ziale GerechƟ gkeit hergestellt, dann werden bis zum Jahr 2020 auch 
weniger posiƟ ve Entwicklungen zum Tragen kommen: Dann breiten 
sich auf den Arbeitsmärkten Niedriglöhne und prekäre Arbeitsver-
hältnisse weiter aus, ist zu wenig bezahlbarer Wohnraum vorhanden, 
gibt es eine weitere sozialräumliche AbschoƩ ung einzelner QuarƟ ere 
und Verdrängung einkommensschwacher Mieter, nimmt die KluŌ  
zwischen Arm und Reich weiter zu, verfesƟ gt sich die Armut in der 
Stadt. Gesundheit wird zu einer Ware, die sich nicht mehr jeder in 
vollem Umfang leisten kann, es wird weiterhin ungleiche Chancen 
im Bildungswesen, zunehmende Altersarmut sowie eine Ausbrei-
tung von nicht mehr bezahlbaren Pfl egeplätzen geben. Die Erosion 
des sozialen Zusammenhalts sowie die VerƟ efung von sozialen Spal-
tungen wären die Folge. Eine derarƟ ge stadtpoliƟ sche Entwicklung 
ist nicht zwangsläufi g, obwohl soziale Hypotheken der Vergangen-
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heit, stadtpoliƟ sche Fehlentwicklung der Gegenwart und fehlende 
soziale ZukunŌ skonzepte dazu beitragen können.

Hamburg braucht daher eine StadtpoliƟ k, die Armut und soziale 
Spaltungen nachhalƟ g bekämpŌ . Es geht darum, die soziale Inte-
graƟ on und den Zusammenhalt in der Stadt zu fördern. Die weitere 
DemokraƟ sierung gehört zu einer Entwicklung, die das zivilgesell-
schaŌ liche Engagement nachhalƟ g stärkt. Für eine soziale ZukunŌ s-
orienƟ erung bedarf es eines Entwicklungspfades, der sich nicht 
vorrangig an den Interessen der WirtschaŌ slobby, sondern an den 
sozialen ZukunŌ sinteressen der Hamburger Bürgerinnen und Bürger 
orienƟ ert. Soziale und ökologische NachhalƟ gkeit sind die Grundlage 
für ein gutes Leben aller BürgerInnen in Hamburg. Das jetzige Leit-
bild einer wachsenden Stadt ist veraltet und zu einseiƟ g auf Wirt-
schaŌ swachstum ausgerichtet. Es wird den Herausforderungen so-
zialer und ökologischer ZukunŌ sprobleme nicht gerecht. Für ein 
ZukunŌ skonzept der Hansestadt sind eine vorausschauende Struk-
turpoliƟ k, ein neues Leitbild und vor allem mehr soziale GerechƟ g-
keit erforderlich.


